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HESSISCHER LANDTAG 
   

 

 

 

 Änderungsantrag 
13.01.2022 

HHA 

Fraktion der AfD 

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für das 
Haushaltsjahr 2022 (Haushaltsgesetz 2022) in der Fassung der 
Beschlussempfehlung und des Berichts des Haushaltsausschusses 
Drucksache 20/6873 zu Drucksache 20/6380 

         
 Inhalt des Antrags: Eingriffe in den Agrarmarkt beenden 
 
Einzelplan  09 Hessisches Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz  
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 
Zu Kapitel  09 23 Förderungen im Bereich Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
Buchungskreis: 2895 

 
Förderproduktnummer 
lt. Leistungsplan 

23 

  
Bezeichnung lt. Leistungsplan Hessisches Programm für Agrarumwelt- und Landschaftspflegemaßnahmen 

(HALM) - Agrarumwelt-Landschaftspflege 
 
 

  Veränderung 
  von um auf 
Leistungsplan:    
  Beträge in 1.000 EUR 
 Gesamtkosten 336.996,6 -156.663,6 180.333,0 
 Eigene Erlöse 180.333,0 0,0 180.333,0 
 Produktabgeltung 156.663,6 -156.663,6    0,0 

 
Verpflichtungsermächtigungen: Beträge in EUR 

 
 Verpflichtungsermächtigungen zu Titel       von um auf 
 Verpflichtungsermächtigungen 2023 1.500.000 ""-750.000 750.000 
 Verpflichtungsermächtigungen 2024 65.100.000 ""-29.100.000 36.000.000 
 Verpflichtungsermächtigungen 2025 65.100.000 ""-29.100.000 36.000.000 
 Verpflichtungsermächtigungen 2026 194.100.000 ""-87.300.000 106.800.000 
 Gesamtverpflichtung 325.800.000 ""-146.250.000 179.550.000 

 
 

 
 

Der Wirtschaftsplan und der kamerale Haushalt sind entsprechend anzupassen. 
 
Begründung des Änderungsantrags: 
Die Subventionierung der biologischen wie der konventionellen Landwirtschaft kann unter der Bedingung klar definierter 
Produktionsmethoden für Produkte aus EU- als auch aus Nicht-EU-Ländern drastisch reduziert werden. Hierdurch würde 
eine Angleichung der Wettbewerbsbedingungen geschaffen werden.  
Für den Fall, dass aus übergeordneten Gründen eine Produktion innerhalb der EU aufrechterhalten werden soll, muss 
durch die Erhebung von Zöllen an den EU-Außengrenzen eine Angleichung der Kosten herbeigeführt werden.  
Die Entscheidung des Verbrauchers für Produkte aus konventioneller oder sogenannter biologischer Erzeugung, die unter 
diesen Bedingungen hergestellt wurden, wird dann abhängig von persönlichen Präferenzen. 

 
 

  Drucksache 20/7232 
(zu Drucksache 16/6172. Lesung      
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Wiesbaden, 12. Januar 2022 
 
Für die Fraktion 
der AfD 
Der Fraktionsvorsitzende: 
 
 
 
 
Robert Lambrou 
 

  
  

 
 

 


